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1. Anlass und Überblick

Der Standort Bahrenfeld der Universität Hamburg
(UHH) – in unmittelbarer Nachbarschaft zum
Deutschen Elektronen Synchrotron (DESY) – soll
als Exzellenzstandort der Physik in Hamburg wei-
ter ausgebaut werden. Nach der Gründung des

Zentrums für Optische Quantentechnologien

(ZOQ, vgl. Drucksache 19/604) war ein wichtiger

Schritt zu diesem Ziel die 2007 erfolgte Gründung

des Center for Free-Electron Laser Science der

UHH (CFEL, vgl. Drucksache 18/7227) und die

Fertigstellung des Neubaus 2012 (vgl. Drucksa-
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che 19/1095). In der Umsetzung sind zurzeit
zudem zwei weitere Forschungsgebäude für uni-
versitäre und außeruniversitäre Nutzung, das
Centre for Structural Systems Biology (CSSB, vgl.
Drucksache 20/670) und das Max-Planck-Institut
für Struktur und Dynamik der Materie (MPSD, vgl.
Drucksache 20/5314). Der Exzellenzstandort soll
nun um ein weiteres universitäres Forschungsge-
bäude für das Center for Hybrid Nanostructures
(CHYN) ergänzt werden. Auf Empfehlung des
Wissenschaftsrats wird das Vorhaben wegen der
herausragenden Forschungskonzeption mit
Investitionsmitteln des Bundes für Forschungs-
bauten nach Artikel 91 b Absatz 1 Satz 1 Nr. 3
Grundgesetz (GG) in Höhe von 21,37 Mio. Euro
gefördert. 

Mit dieser Mitteilung des Senats an die Bürger-
schaft werden die Ausgangslage und das Ziel für
den Ausbau des Forschungsschwerpunktes Na-
nophysik (Ziff. 2) erläutert, die Konzeption für den
Forschungsbau CHYN (Ziff. 3) sowie die Kosten
und die Finanzierung des Vorhabens (Ziff. 4 und
5) dargestellt und die Bürgerschaft um Zustim-
mung gebeten (Ziff. 6).

2. Ausbau des Forschungsschwerpunkts Struk-
turforschung auf dem Campus Bahrenfeld

Das CHYN ergänzt den Forschungsschwerpunkt
naturwissenschaftliche Strukturforschung am
Standort Bahrenfeld. Zielsetzung der Arbeiten im
CHYN ist die Erforschung und Anwendung von
Strukturen in Teilchen auf der Nanometerskala,
den sogenannten Nanostrukturen. Diese Nano-
teilchen haben eine Größe von wenigen Atomen
bis zu 100 Nanometern; ein Nanometer ist ein Mil-
liardstel Meter. Die Wissenschaftlerinnen und
Wissenschaftler im CHYN sind dabei spezialisiert
auf die Verbindung von nanoelektronischen und
biologischen Materialien. Die dabei entstehenden
hybriden (gemischten) Nanostrukturen bieten ein
immenses Potential für neue Anwendungen in
Medizin und Biologie. In Zukunft sollen beispiels-
weise kleinste bioelektronische Implantate zer-
störte Sinneszellen ersetzen und Menschen
Sehen, Hören oder das Bewegen von Armen und
Beinen ermöglichen. Doch weil die bisher ver-
wendete Technologie der Silizium-Halbleiter in
biologischer Umgebung erhebliche Probleme
aufwirft, sucht die Wissenschaft nach besseren
Materialien. Eine andere Anwendungsmöglichkeit
ist die Diagnose von Volkskrankheiten wie Krebs
durch bildgebende Verfahren in Kombination mit
massenspektroskopischen Methoden. Dazu sol-
len kleinste Kristalle (sog. Quantenpunkte) und
Nanomembrane entwickelt werden, die außeror-
dentliche optische, magnetische und elektroni-

sche Eigenschaften besitzen. Diese Quanten-
punkte können zum Leuchten angeregt werden,
sehr effizient Strom liefern oder als kleinste Infor-
mationsspeicher oder Prozessorelemente dienen.
Um diese Anwendungen möglich zu machen,
müssen jedoch zunächst fundamentale Fra-
gestellungen der Physik der Nanoteilchen weiter
erforscht werden. Dabei ist die Zusammenarbeit
der Physik mit der Chemie, der Biologie und der
Medizin unerlässlich. 

Der Bereich Nanophysik ist essentieller Bestand-
teil des hochschul- und strukturpolitischen For-
schungsschwerpunkts „Materie und Universum“
der UHH. Er soll mit der Ansiedlung des CHYN in
Bahrenfeld eng an die dortigen Aktivitäten der
UHH angebunden und weiter gestärkt werden. Im
Besonderen kann so die Zusammenarbeit sowohl
mit dem ZOQ und dem Institut für Experimental-
physik als auch mit den existierenden Kooperatio-
nen mit dem DESY, dem MPSD, dem Helmholtz-
Zentrum Geesthacht (HZG) in Bahrenfeld und
dem neu gegründeten CSSB vertieft und ausge-
baut werden. Die Zusammenarbeit zwischen der
UHH und dem DESY wurde 2011 vertraglich fixiert
im Partnership for Innovation, Education and Re-
search (PIER), das mit den Forschungsschwer-
punkten Nanowissenschaft und Strukturbiologie
dem CHYN zugute kommen wird. Diese Arbeiten
werden auch Teil des im Rahmen der Exzellen-
zinitiative von Bund und Ländern geförderten
Exzellenzclusters „The Hamburg Centre for Ul-
trafast Imaging: Structure, Dynamics and Control
of Matter at the Atomic Scale“ sein. 

Die erfolgreiche Zusammenarbeit mit den Institu-
ten der Theoretischen Physik, der Chemie und
der Medizin soll fortgesetzt und auf neue The-
menfelder ausgedehnt werden. Zudem wird eng
mit dem Center of Applied Nanotechnology (CAN)
GmbH zusammengearbeitet sowie mit dem Uni-
versitätsklinikum Hamburg-Eppendorf (UKE) im
Bereich des Landesexzellenzclusters „Nanotech-
nology in Medicine“.

3. Konzept für den Forschungsbau CHYN

Die Errichtung des Forschungsbaus CHYN am
gewählten Standort ist ein wesentlicher Schritt,
Bahrenfeld als zentralen Exzellenzstandort der
Physik in Hamburg auszubauen. Der geplante
Forschungsbau bietet mit einem Anteil von rd.
65 % Laborflächen größtenteils im Hochleistungs-
bereich (erschütterungsfrei, besondere und sta-
bile Lufttemperatur, -feuchtigkeit und -reinheit)
eine herausragende Infrastruktur für die UHH.
Der Neubau soll im Sommer 2014 begonnen und
im Herbst 2016 fertiggestellt werden.
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3.1 Personal- und Raumbedarf

In dem geplanten Forschungsbau sollen ca. 180
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der folgenden
Arbeitsgruppen untergebracht werden: 

– Epitaktisches Wachstum, 

– Nanostrukturierte und bio-funktionalisierte Ma-
terialien, 

– Grenz- und Oberflächenphysik, 

– Multifunktionale Nanostrukturen, 

– Chemische Physik von Nanostrukturen und 

– eine neue W3-Bionano-Professur sowie

– die Nachwuchsgruppe der AG Nanostruktur-
physik. 

Die Bio- und Reinraumlabore des CHYN stehen
im Zentrum der Kooperation der UHH mit den an-
deren Forschungsgruppen am Campus Bahren-
feld. Das gilt insbesondere für die Zusammenar-
beit mit dem CSSB, dem CFEL, dem ZOQ und
DESY sowie weiteren Partnern der UHH wie dem
CAN. Die Gesamtfläche für den Neubau beträgt
rd. 4.650 m² Nutzfläche (NF) 1–6 (ehemals Haupt-
nutzfläche [HNF]), von denen ca. 1.300 m² für
Büro- und Besprechungsräume, 3.000 m² für La-
bore und 350 m² für Versorgungsflächen geschaf-
fen werden. 

Mit dem Bezug des Neubaus werden rd. 2.400 m²
NF 1–6 (ehemals HNF) am Physik-Standort in der
Jungiusstraße 11 frei, die zurzeit von den Einrich-
tungen des Instituts für Angewandte Physik ge-
nutzt werden, die als Teil des CHYN nach Bah-
renfeld umziehen werden. Diese Flächen, insbe-
sondere die Labore, sind hinsichtlich Brand- und
Arbeitsschutz in einem so schlechten baulichen
Zustand, dass die Nutzung nur noch bis Herbst
2016 geduldet wird. Es wird geprüft, wie und zu
welchen Kosten diese Flächen vor allem für büro-
artige Nutzungen, u.a. für studentische Arbeits-
plätze hergerichtet werden können.

3.2 Baufeld

Das Baufeld für den Neubau liegt auf Teilen der
Flurstücke 2659 und 4098 der Gemarkung Groß-
Flottbek, die zum Verwaltungsvermögen der
Behörde für Wissenschaft und Forschung (BWF)
gehören und unter der Anschrift Luruper Chaus-
see 149 den Physik-Campus der UHH in Bahren-
feld bilden. Insgesamt umfasst das Baufeld für
das CHYN rund 10.000 m². Eine entsprechende
Teilung der Flurstücke ist noch erforderlich. 

3.3 Funktionale und technische Erschließung des
Gebäudes

Die funktionale Gebäudekonzeption sieht eine
horizontale Trennung von Labor- und Büroberei-
chen vor. Im Erdgeschoss und im ersten Oberge-
schoss befinden sich die Labore, während die
Bürobereiche und die zentrale Lüftungsanlage im
zweiten und dritten Obergeschoss untergebracht
sind. Die räumliche Trennung ist erforderlich, weil
die Labore erschütterungsfrei sein müssen und
dafür schwingungsentkoppelte Fundamente oder
Gruben benötigen, die bis zu 1,80 m Tiefe haben
und sich im Erdreich realisieren lassen. Dement-
sprechend sind die Laborbereiche im Erdge-
schoss nicht unterkellert. Im ersten Oberge-
schoss befinden sich die biologischen und chemi-
schen Labore, die diese Anforderungen nicht
erfüllen müssen. Im südlichen Bereich des Ge-
bäudes liegt der große Reinraum. Dieser stellt
inklusive Basement und Lüftungszentrale über
drei Ebenen einen vollkommen autarken Baukör-
per dar.

Die technische Erschließung erfolgt über das Un-
tergeschoss, das ein komplettes Technikgeschoss
darstellt. Hier werden sämtliche zentralen Leitun-
gen vom benachbarten separaten Technik-
gebäude und aus den Technikzentralen über das
Gebäude horizontal verteilt und in die einzelnen
zentralen Vertikalschächte geführt, von wo aus sie
die einzelnen Ebenen erreichen, in denen die
Leitungen jeweils unterhalb der Decken geführt
werden.

4. Mieter-Vermieter-Modell für das CHYN 

4.1 Grundsatzentscheidung des Senats zum zukünfti-
gen Gebäudemanagement im Hochschulbereich

Der Senat hat sich zum Ziel gesetzt, von der Stadt
genutzte Immobilien schrittweise in ein Mieter-
Vermieter-Modell (MVM) zu überführen (siehe u.a.
Drucksachen 20/2157, 20/7582 20/6208 und
20/8916), d.h. die Rollen von Mieter und Vermieter
sollen durch getrennte Organisationseinheiten
wahrgenommen werden. Dabei soll der Wettbe-
werbsgedanke auf Vermieterseite gestärkt wer-
den, indem mehrere Managementgesellschaften
ihre Dienste anbieten. Für alle Gebäude mit ähn-
licher Nutzung soll jeweils ein bewährtes Organi-
sationsmodell genutzt werden. 

Der Senat geht davon aus, dass durch die konse-
quente Umsetzung des MVMs stärkere Anreize
zu wirtschaftlichem Handeln gesetzt werden und
damit langfristig Haushaltsmittel gespart werden.
Diese Einschätzung basiert auf Erfahrungen im
Bereich Schulen. Obwohl eine Verlagerung des
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Bau-Projektmanagements auf die städtischen
Unternehmen zu Mehraufwendungen für Steuern
(Umsatzsteuer auf Eigenleistungen der Unterneh-
men, Ertragssteuern auf Gewinne) und bei der
Finanzierung führt, haben sich diese Modelle im
Ergebnis als wirtschaftlich herausgestellt, da
durch die Lebenszyklusbetrachtung und Profes-
sionalität der Unternehmen bei Bau- und Betrieb
erhebliche Effizienzgewinne zu verzeichnen sind.
Für das Modell Hamburg-Süd wurden relevante
Effizienzvorteile gegenüber der Erledigung durch
die Kernverwaltung errechnet. Durch eine weitere
Schärfung der Rollen von Mieter und Vermieter
sieht der Senat zudem weitere Einsparmöglich-
keiten, sodass auch im Hochschulbau Vorteile zu
erwarten sind. Sobald ausreichend Erfahrungen
mit den neuen Organisationsmodellen bestehen,
wird der Senat deren Wirtschaftlichkeit eva-
luieren.

Durch das MVM entstehen klar definierte Verant-
wortlichkeiten mit der Miete als Maßstab, der allen
Beteiligten die Berücksichtigung der ökonomi-
schen Konsequenzen einer jeden Einzelentschei-
dung ermöglicht. Die Miete sollte dabei die lang-
fristigen Kosten widerspiegeln, die durch eine
Immobilie verursacht werden. Sie dient auf der
Mieter-Seite zur Beurteilung und Priorisierung
von Bedarfen. Auf der Vermieter-Seite ist die
Miete der Maßstab, an dem die Höhe der Bau-
kosten einer Immobilie auszurichten ist. Die Ein-
führung einer objektbezogenen Miete ist damit
der Schlüssel für eine effiziente Bedarfssteue-
rung auf der Mieter- und für die effiziente Leis-
tungserbringung auf der Vermieterseite. 

Die Miete wird so ein Steuerungsinstrument, das

– Mieter zu Flächeneinsparungen motivieren
kann,

– Mietern bei der Prioritätensetzung bei Neu-
und Umbaumaßnahmen dient und

– Mietern Anreize zur verantwortlichen Inan-
spruchnahme von betrieblichen Leistungen
bietet und das Bewusstsein schärft, durch
Raumbedarfe Kosten zu verursachen.

Der künftige Mieter kann sich auf die Fachauf-
gabe konzentrieren. Die klare Trennung der Nut-
zerperspektive von der Verantwortung für Bau
und Bauunterhalt stärkt die Nutzersicht. Dem
steht ein Vermieter gegenüber, der als zentrale
Organisationseinheit mit umfassender Kompe-
tenz gebäudewirtschaftliche Leistungen profes-
sionell erbringen kann. 

Die Verantwortung für den Zustand der Gebäude
sollte dabei von der Planung bis zum Bauunter-
halt während der Betriebsphase in einer Hand lie-

gen. Die Planungs- und Baukosten machen auf
den gesamten Lebenszyklus eines Gebäudes be-
zogen zwar nur etwa 10–25 % der Gesamtkosten
aus,1) die Planungs- und Bauphase hat aber in der
Folge entscheidenden Einfluss auf die später an-
fallenden Instandhaltungs- und Betriebskosten.
Deshalb ist es wichtig, bereits bei der Planung
eines Gebäudes den späteren Aufwand für
Instandhaltung und Betrieb mit zu beachten. Wird
dem mit dem Bau oder der Grundsanierung einer
Immobilie beauftragten Partner auch der an-
schließende Betrieb und die Instandhaltung über-
tragen, liegt es in seinem Eigeninteresse, gege-
benenfalls auch hochwertiger und langlebiger zu
bauen, wenn dies die Kosten des Projekts
während der Betriebszeit überproportional senkt.

Öffentliche und private Unternehmen verfügen
üblicherweise über eine Kostenrechnung, die alle
Kosten der Immobilienbewirtschaftung inkl. Ver-
waltungsgemeinkosten und Risikovorsorge um-
fasst. Dadurch ist sichergestellt, dass ein Ver-
gleich mit Markt- oder anderen Vergleichspreisen
möglich ist und somit gutes und schlechtes Wirt-
schaften besser transparent gemacht werden
kann. 

Hochschulgebäude haben teilweise sehr spezifi-
sche Nutzungsbedarfe und Anforderungsprofile.
Auch spezifische technische Einbauten, z.B.
Labore, machen Forschungsbereiche in Univer-
sitätsgebäuden zu Spezialimmobilien, deren
Drittverwendungsmöglichkeit deutlich einge-
schränkt ist. Darüber hinaus müssen Hochschu-
len ihre räumliche und technische Ausstattung
häufig auf die Anforderungen neuer Forschungs-
schwerpunkte und Studiengänge einstellen, um
im Wettbewerb mit anderen Hochschulen zu be-
stehen. Zudem muss eine hohe Innovationsrate
bei der technischen Forschungsausstattung
berücksichtigt werden, die im Hinblick auf die
Umsetzung des Lebenszyklusansatzes eine hohe
Anpassungsfähigkeit verlangt. 

Aus diesen Gründen sind Hochschulgebäude als
Spezialimmobilien in der Regel nicht für eine Aus-
schreibung in Form einer öffentlich-privaten Part-
nerschaft geeignet. Grundsätzlich kann die hier-
für erforderliche Flexibilität und Sachkenntnis
eher von einem öffentlichen Partner erwartet wer-
den, dessen hauptsächlicher Zweck die Gewähr-
leistung öffentlicher Aufgaben ist und dessen
strategische Steuerung von der Stadt wahrge-
nommen wird. Mit einer Öffentlich-öffentlichen
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Partnerschaft (ÖÖP) werden darüber hinaus in
besonderem Maße die Interessen des Mittel-
stands berücksichtigt, da besonders öffentliche
Unternehmen verpflichtet sind, nach den Vor-
gaben des Vergaberechts und des Mittelstands-
förderungsgesetzes zu handeln.

Wichtig ist zudem, dass die Stadt immobilienwirt-
schaftlichen Sachverstand vorhält. Auf Grund der
Flexibilität öffentlicher Unternehmen und der dar-
gelegten Vorteile eines MVMs ist es weiterhin
zweckmäßig, immobilienwirtschaftlichen Sach-
verstand in öffentlichen Unternehmen der Freien
und Hansestadt Hamburg zu bündeln. Die Beauf-
tragung von öffentlichen Immobilienunternehmen
ist unumgänglich, um das jetzt anstehende Volu-
men an Bau- und Sanierungsarbeiten (Neubau
am Geomatikum, MIN-Forum und Informatik,
Sanierung Geomatikum, Neubau des CHYN, Sa-
nierung der Hochschule für Musik und Theater
[HfMT]) verwirklichen zu können. Eine Erledigung
durch die Kernverwaltung scheidet aus, da die
personellen Ressourcen der ehemaligen Hoch-
schulbaudienststelle der Behörde für Stadtent-
wicklung und Umwelt (BSU) dafür bei weitem
nicht ausreichen.

4.2 Dienstleister für Bau und Instandhaltung

Die Sprinkenhof plant und realisiert gewerbliche
Neu- und Erweiterungsbauten der Freien und
Hansestadt Hamburg: Sie hat sich als zuverlässi-
ger Partner bei Neubau sowie Sanierungen erwie-
sen und unterstützt bei Vermietungen und weite-
ren Angelegenheiten rund um die Immobilie. Die
notwendige Kompetenz und Leistungsfähigkeit,
große Bauprojekte zu entwickeln und zu steuern,
wurde bereits bei vielfältigen Bauvorhaben unter
Beweis gestellt. In den Jahren 2009 bis 2013
wurde ein Bauvolumen von ca. 247 Mio. Euro rea-
lisiert, darunter der Neubau/Sanierung der Tech-
nischen Universität Hamburg-Harburg (TUHH)
(ehemalige Kaserne auf dem Schwarzenberg),
der Neubau für die BSU (Masterplan Mitte Wil-
helmsburg) und der Neubau des Rathausforums
Harburg.

4.3 Modellbeschreibung 

Nach eingehender Prüfung hat sich unter Ge-
sichtspunkten der Wirtschaftlichkeit und Flexibi-
lität folgende Ausgestaltung des MVMs als am
sinnvollsten gezeigt: 
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Die Freie und Hansestadt Hamburg und der
Realisierungsträger Sprinkenhof gründen zu-
nächst eine Objektgesellschaft als GmbH & Co
KG, an deren Vermögen und Ergebnissen die
Freie und Hansestadt Hamburg mit 100 % und die
Sprinkenhof mit 0 % beteiligt ist. Die Freie und
Hansestadt Hamburg ist Kommanditistin und
bringt die zu bebauenden Grundstücksflächen
sowie bereits erfolgte Planungsleistungen als
Sacheinlage in die KG ein. Auf Ebene der FHH
handelt es sich hierbei um einen bilanzneutralen
Aktivtausch, über dessen konkrete Ausgestaltung
im weiteren Verfahren zu entscheiden sein wird.
Komplementärin der KG ist eine eigens hierfür zu
gründende Verwaltungs-GmbH als Tochtergesell-
schaft der Sprinkenhof. Sie führt die Geschäfte
der KG. Über den zu schließenden Geschäftsbe-
sorgungsvertrag wird sichergestellt, dass für we-
sentliche und bedeutende Geschäftsvorfälle wie
z.B. Grundstücksangelegenheiten die Zustim-
mung der Freien und Hansestadt Hamburg als
Kommanditistin erforderlich ist.

UHH und KG schließen dann einen Mietvertrag
mit Bauverpflichtung, mit dem sich die KG ver-
pflichtet, das CHYN auf dem ihr von der Freien
und Hansestadt Hamburg übereigneten Grund-
stück zu errichten. Für das Mietverhältnis ist eine
Festlaufzeit von 20 Jahren ab Abnahme des Ge-
bäudes mit mieterseitiger Verlängerungsoption
vorgesehen. Zur Erfüllung des Vertrags beauf-
tragt die KG die Sprinkenhof als Realisierungs-
trägerin im Rahmen eines Werkvertrages mit der
Bauausführung und verpflichtet sie zudem zu
werterhaltender Instandsetzung während der
Mietvertragslaufzeit. Die KG finanziert sich über
Kreditaufnahmen, die über eine Bürgschaft der
Freien und Hansestadt Hamburg besichert wer-
den. Die Refinanzierung erfolgt über die Mietzah-
lungen der UHH, die dieser wiederum aus dem
Einzelplan der BWF zur Verfügung gestellt wer-
den. 

Das Modell ist so angelegt, dass die gegenüber
Bau und Betrieb durch die Kernverwaltung auftre-
tenden Mehrbelastungen sowohl bei der Besteue-
rung als auch bei der Finanzierung minimiert wer-
den. Es fallen keine Grunderwerbsteuer und im
Rahmen der geplanten Nutzung keine Grund-
steuer an. Zudem ist die Vermietung ertrags-
steuerfrei. Die Verbürgung der Kreditaufnahme
der KG durch die Freie und Hansestadt Hamburg
senkt die Finanzierungskosten. Es steht aller-
dings eine verbindliche Auskunft des Finanz-
amtes und eine abschließende beihilferechtliche
Prüfung aus. Gegebenenfalls sind noch Modifika-
tionen am Vertragsmodell vorzunehmen.

5. Kosten und Finanzierung 

5.1 Baubudget und Miethöhe

Auf Grundlage der Genehmigungsplanung hat
der Realisierungsträger Sprinkenhof ein Angebot
für Bau und Instandhaltung abgegeben, welches
– über die KG – in eine Miete umgerechnet wird.
Die Miete enthält die Gesamtbaukosten, die be-
sonderen Kostenrisiken und die Finanzierungs-
kosten. Die methodischen Vorgaben des Kosten-
stabilen Bauens sind somit berücksichtigt wor-
den.

5.1.1 Baubudget

Die Sprinkenhof legt der Mietberechnung ein
Baubudget für die Erstellung des CHYN von
61,55 Mio. Euro zugrunde. Der Betrag setzt sich
zusammen aus den im Folgenden beschriebenen
Komponenten:

Basiskosten in Höhe von 41,02 Mio. Euro

Die Basiskosten2) sind die Kosten des Projekts auf
Grundlage des definierten Bau-Solls, des Projekt-
ablaufs und der zum Zeitpunkt der Kosten-
ermittlung bestehenden Marktverhältnisse. Sie
umfassen die Herrichtung des Grundstücks, den
Hochbau, die technischen Anlagen und die
Außenanlagen. Sie belaufen sich auf insgesamt
41,02 Mio. Euro.

Kostenvarianz in Höhe von 4,99 Mio. Euro

Zur Berücksichtigung der mit einem Bauvorhaben
verbundenen Unwägbarkeiten und dem Progno-
secharakter von Kostenermittlungen wurde ge-
mäß den Regeln des Kostenstabilen Bauens3) in
Abhängigkeit von der Planungstiefe eine finan-
zielle Varianz kalkuliert und in den Mietpreis ein-
bezogen. 

Die Sprinkenhof kalkuliert mit einer Kostenvarianz
von 12,2 %, d.h. 4,99 Mio. Euro. Das Vorhaben
CHYN ist auf Grund der sehr hohen technischen
Anforderungen aus den Bereichen Physik und
Biologie als ein Projekt mit überdurchschnittlich
hoher Komplexität zu bewerten. Der Ansatz für
die Kostenvarianz ist u.a. durch folgende Fakto-
ren beeinflusst:

– Auf Grund der nutzerseitig vorgegebenen
äußerst hohen Anforderungen an die Schwin-
gungsentkopplung bestimmter Raumgruppen
innerhalb des Gebäudes sind mehrfach ver-

Bürgerschaft der Freien und Hansestadt Hamburg – 20. WahlperiodeDrucksache 20/11995

2) Die Basiskosten umfassen die Kostengruppen 200–500 nach DIN
276-1: 2006-11 (Herrichten und Erschließen, Bauwerk — Baukon-
struktionen, Bauwerk — Technische Anlagen, Außenanlagen).

3) Drucksache 20/6208, Kostenstabiles Bauen, S. 20.
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schiedenartige Gründungsarten nebeneinan-
der nötig.

– Diese Konstruktionen bedürfen einer beson-
ders bemessenen Schall- und Schwingungs-
entkopplung von- und untereinander. 

– Es gibt einen besonders hohen Anteil an hoch-
installierten Laborflächen und den zugehöri-
gen Funktions- und Labortechnikräumen. 

– Es sind besondere Schall- und Akustikanforde-
rungen in den ca. 60 technischen Laborberei-
chen untereinander und zu den technischen
Versorgungseinrichtungen und -räumen zur
Medienversorgung des Betriebes in Abhängig-
keit eines effizient gestalteten Laborbetriebes
nötig.

– Es handelt sich um eine sehr anspruchsvolle
Reinraumtechnik mit daraus folgenden bau-
konstruktiv und gebäudetechnisch sehr auf-
wändigen und anspruchsvollen Abstimmungs-
und Herstellungsprozessen.

– Es besteht ein besonders hoher Anteil an
hochkomplexer und aufwändiger Installation
von haustechnischen und labortechnischen
Gebäudekomponenten mit laborweise unter-
schiedlichen Anforderungskonstellationen.

Preissteigerungen in Höhe von 2,54 Mio. Euro

Die Preissteigerungen werden von der Sprinken-
hof mit rd. 2,54 Mio. Euro bewertet. Für die
Berechnung der Preissteigerung wurde die Hälfte
der Bauzeit (Baubeginn August 2014 – Fertigstel-
lung November 2016) zuzüglich der Zeit zwischen
der Erstellung der Entwurfsplanung (September
2013) und dem Baubeginn (August 2014) sowie
eine durchschnittliche Baupreissteigerung von
2,9 % zugrundegelegt. Das entspricht einer Preis-
steigerung von 6,2 % auf die Basiskosten bis zur
geplanten Fertigstellung in 2016. Die über dem
durchschnittlichen Baupreisindex liegende Preis-
steigerung begründet die Sprinkenhof mit dem
sehr hohen Technikanteil des Gebäudes und den
statistisch überdurchschnittlichen Preissteige-
rungsraten der technischen Gewerke in den ver-
gangenen Jahren.

Baunebenkosten von 9,02 Mio. Euro

Die Baunebenkosten sind die Kosten für Bauma-
nagementleistungen und die Planungskosten für
Architekten, Statiker, Ingenieure und Sachver-
ständige, Genehmigungsgebühren und Bauver-
sicherungsprämien. Sie belaufen sich auf ins-
gesamt 9,02 Mio. Euro. Die Sprinkenhof über-
nimmt die Planungsleistungen ab der Leistungs-
phase 5 (Ausführungsplanung). Die Planungs-
leistungen bis zur Genehmigungsplanung (Leis-

tungsphasen 1 bis 4) in Höhe von 3,41 Mio. Euro
wurden von der BWF beauftragt und finanziert.
Die von der BWF finanzierten Baunebenkosten
sind nicht Teil des Baubudgets. Sie sind jedoch
Teil der Baunebenkosten des Projekts gemäß der
Kostendarstellung des Kostenstabilen Bauens.4)

Kostenrisiken in Höhe von 3,98 Mio. Euro

Die Sprinkenhof übernimmt sämtliche verbliebe-
nen Kostenrisiken, soweit sie nicht auf nachträg-
lichen Änderungen des Nutzers beruhen. Sowohl
die besonderen Kostenrisiken als auch die allge-
meinen unternehmerischen Risiken liegen in der
Risikosphäre der Sprinkenhof. Diese Risiken wur-
den hinsichtlich Eintrittswahrscheinlichkeit und
Auswirkung bewertet und mit rd. 3,98 Mio. Euro
beziffert. Insbesondere folgende Risikopositionen
wurden dabei berücksichtigt:

– Baukostenrisiko: Risiko der Überschreitung
der kalkulierten Baukosten infolge von Fehl-
kalkulationen, unerwarteten Preissteigerungen
oder Insolvenzen,

– Leistungserbringungsrisiko: Risiko, die ver-
traglichen Leistungen auch unter erschwerten
und widrigen Bedingungen termingerecht
erbringen zu müssen (Witterung, Streik, Liefer-
zeiten, Angebotsoligopole),

– Risiko der Änderung gesetzlicher Bestimmun-
gen, Vorschriften oder Richtlinien o. ä.,

– Risiko, dass der Baugrund nicht den Erwartun-
gen hinsichtlich Tragfähigkeit, Altlasten,
Schadstoffen, Kampfmitteln und Denkmal-
funden entspricht,

– Risiko der tatsächlichen und faktischen Nicht-
erfüllbarkeit der vertraglich zugesicherten
Eigenschaften und

– Risiken der Inbetriebnahme: Bauzeitrisiko der
nicht termingerechten Fertigstellung, Risiko
von Schäden am Gebäude und Risiko der
Nichtverfügbarkeit des Gebäudes.

Diesen Risiken wird z.B. dadurch begegnet wer-
den, dass

– eine für die Risiken verantwortliche Person
eigens für das Projekt benannt wird, 

– ein Vertrags- bzw. Nachtragsmanagement mit
Fachpersonal eingerichtet wird,

– bei Vertragsverletzungen sehr frühzeitig ge-
handelt und durch schriftliche Aufforderung,
Abmahnen (in Verzug setzen), Androhung der
Kündigung sowie Kündigung das Verfahren
aktiv gesteuert wird,

Bürgerschaft der Freien und Hansestadt Hamburg – 20. Wahlperiode Drucksache 20/11995

4) Siehe Anlage „Kostendarstellung gem. Drucksache 20/6208
Kostenstabiles Bauen“.
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– bei einer Beendigung des Vertragsverhältnis-
ses mit einer Auftragnehmerin oder einem Auf-
tragnehmer vor Vollendung der Leistung verga-
berechtliche Möglichkeiten ausgeschöpft wer-
den, um möglichst kurze Unterbrechungen in
der Leistungserbringung zu erreichen und
zusätzlich Vertragserfüllungsbürgschaften ge-
mäß den gesetzlichen Vorschriften vereinbart
werden,

– bei drohender Bauzeitverlängerung und infol-
gedessen drohenden Vertragsstrafen und
Schadenersatzansprüchen der UHH Be-
schleunigungsmaßnahmen (längere Arbeits-

zeiten, schnellere Bauverfahren) vorgesehen
werden, 

– eine baubegleitende Qualitätssicherung und
ein Inbetriebnahmemanagement gemeinsam
mit der UHH zur Risikoreduzierung durchge-
führt wird und

– die Sprinkenhof dreimal im Jahr über den
Stand und die Entwicklung der Risikosteue-
rung berichten wird. Im Rahmen der Kontroll-
funktion des Mieters gegenüber der KG wird
auch überprüft, ob die wesentlichen Risiken
erfasst, nachvollziehbar bewertet und effektiv
gesteuert werden. 

Bürgerschaft der Freien und Hansestadt Hamburg – 20. WahlperiodeDrucksache 20/11995

Tabelle 1: Baubudget und Angebotspreis der Sprinkenhof

CHYN   Angebot Sprinkenhof 

Kostendefinition Kostenbestandteile in Mio.  Euro 

G
es

am
tk

os
te

n 

G
es

am
tb

au
ko

st
en

 

„B
au

ko
st

en
“ Basiskosten: 41,02 

Ansatz für Kostenvarianz: 4,99

Preissteigerungen: 2,54 

Baunebenkosten: (Planungskosten) 9,02

Gesamtbaukosten  

57,57(Summe Baukosten + Baunebenkosten): 

Grunderwerbskosten: –  

Einrichtungskosten: –  

  Besondere Kostenrisiken: 3,98

Summe Baubudget: 61,55 

      Zwischenfinanzierungskosten 1,84

Angebot Sprinkenhof 63,39 

      Investitionskosten-zuschuss -17,26

Basis für Mietberechnung / Kredithöhe 46,13 
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Zwischenfinanzierungskosten

Die Zwischenfinanzierungskosten in Höhe von
1,84 Mio. Euro gehören zum Angebotsumfang der
Sprinkenhof und finden Eingang in die Mietbe-
rechnung. Der Berechnung liegt ein kurzfristiger
Zinssatz von 3,32 % und eine Planungs-, Bau-
und Einrichtungszeit von 2½ Jahren zugrunde.

Bundesmitfinanzierung Forschungsbauten und
Großgeräte/Investitionskostenzuführung

Das Gebäude wird nach Artikel 91 b Absatz 1 Satz
1 Nr. 3 GG „Forschungsbauten an Hochschulen
einschließlich Großgeräten“ mit Bundesmitteln
gefördert. § 9 Absatz 1 Ausführungsvereinbarung
über die gemeinsame Förderung von For-
schungsbauten an Hochschulen einschließlich
Großgeräten (AV-FuG) sieht vor, dass die Mittel für
die Förderung je zur Hälfte von Bund und Län-
dern getragen werden. Hamburg hatte in seinem
Antrag auf der Grundlage der von Bund und Län-
dern beschlossenen Kostenrichtwerte der Baumi-
nisterkonferenz für Hochschulgebäude wegen
des hohen Anteils hochleistungsfähiger Labore
die Richtwertgruppe für hochinstallierte Instituts-
bauten zugrunde gelegt. Für das Vorhaben wur-
den Gesamtkosten von rd. 52,11 Mio. Euro zur
Mitfinanzierung angemeldet. Die Schätzung hat
der Bund nicht anerkannt, sondern eine eigene
Schätzung von nur 42,73 Mio. Euro für die Förde-
rung zugrunde gelegt. 

Die Bewilligung des Bundes für den Forschungs-
bau beträgt 21,37 Mio. Euro. Davon entfallen
17,26 Mio. Euro auf das Gebäude und 1,54 Mio.
Euro bzw. 2,57 Mio. Euro auf Ersteinrichtung bzw.
Großgeräte. Die Mittel werden seit 2012 in einem
pauschalierten Verfahren innerhalb von fünf Jah-
ren ausgezahlt und beginnend ab dem vierten
Quartal 2014 jeweils an die KG als Investitions-
zuführung weitergeleitet.

Die Bundesmittel für das CHYN in Höhe von 2,76
Mio. Euro für 2012 wurden zugunsten des Ge-
samthaushalts vereinnahmt. Da diese Mittel
durch die BWF zweckgebunden für den For-
schungsbau einzusetzen sind, werden sie aus
nicht mehr benötigten Haushaltsresten der BWF
im Resteverfahren 2013/2014 bereitgestellt. 

Durch die Investitionskostenzuführung an die KG
reduziert sich die Kreditaufnahme auf 46,13 Mio.
Euro. Dieser Effekt ist in der Mietberechnung
berücksichtigt.

Alle genannten Positionen, bis auf die Zwischenfi-
nanzierungskosten und die Investitionskostenzu-
führung, finden sich auch in der Kostendarstel-
lung gemäß Kostenstabilem Bauen wieder5). Dar-

über hinaus sind dort auch die Planungskosten in
Höhe von 3,41 Mio. Euro zur Erstellung der Miet-
baubeschreibung sowie die Ersteinrichtungsmit-
tel einschließlich des Anteils aus Bundesmitteln
(4,11 Mio. Euro) für den Neubau aufgeführt.

5.1.2 Garantierter Maximalpreis

Für das Baubudget der Sprinkenhof wurde eine
Kostenobergrenze in Form eines „garantierten
Maximalpreises“ (GMP) mit der KG vereinbart.
Dadurch trägt die Sprinkenhof die über das ver-
einbarte Baubudget hinausgehenden Kosten.
Nach schlüsselfertiger Herstellung des Gebäu-
des legt die Auftragnehmerin eine Abrechnung
der tatsächlichen Kosten vor und berechtigt die
Auftraggeberin, alle diesbezüglichen Unterlagen
und Rechnungen einzusehen (Prinzip der „open
books“). Hierauf basierend wird der endgültige
Preis festgesetzt. Dieser beinhaltet die tatsäch-
lichen Fremdkosten einschließlich Totalüberneh-
merzuschlag und Eigenhonoraren der Sprinken-
hof nach den Verwaltungsvorschriften über die
Durchführung von Bauaufgaben der FHH, soweit
die Summe daraus den vereinbarten GMP nicht
überschreitet. Unterschreiten die so ermittelten
Ist-Kosten den GMP, partizipieren die Vertragspar-
teien an der Differenz. Die Sprinkenhof hat keinen
Anspruch auf Erhöhung des GMP, soweit nicht
vertraglich ausdrücklich etwas anderes geregelt
ist (z.B. Leistungsänderungen durch die Auftrag-
geberin).

Ziel des Verfahrens ist es, zum einen zugunsten
der Sprinkenhof Unwägbarkeiten Rechnung zu
tragen, die ihr entstehen, weil sie das Kosten- und
Terminrisiko trägt. Zum anderen soll zugunsten
der UHH und letztendlich des Einzelplans 3.2
(siehe 5.1.3) eine Reduzierung der Miethöhe vor-
genommen werden, indem der nach der Fertig-
stellung festgestellte tatsächliche Preis als Basis
für die Berechnung der Miete gilt. 

5.1.3 Miethöhe

Für die Berechnung der Miethöhe wird ein Amor-
tisationszeitraum von 40 Jahren zugrunde gelegt.
Das Mietverhältnis zwischen UHH und KG be-
ginnt mit der Abnahme des fertiggestellten Ge-
bäudes mit einer Mietfläche6) von 12.490 m².
Diese erfolgt nach derzeitiger Planung spätes-
tens im Herbst 2016. 

Bürgerschaft der Freien und Hansestadt Hamburg – 20. Wahlperiode Drucksache 20/11995

5) Siehe Anlage 1 „Kostendarstellung gem. Drucksache 20/6208
Kostenstabiles Bauen“. 

6) Die Mietfläche umfasst die Nettogrundfläche (NGF). Diese setzt
sich zusammen aus NF 1–6 (ehemals HNF; 4.650 m²), den Sons-
tigen Nutzflächen NF 7 (280 m²), der Technischen Funktions-
fläche TF (5.030 m²) und der Verkehrsfläche (2.530 m²).



10

Die KG bietet die Erstellung des CHYN für eine
jährliche Miete von 2,94 Mio. Euro an. Umgerech-
net auf einen monatlichen Mietzins ergibt das
eine Belastung in Höhe von 19,61 Euro pro Qua-
dratmeter Mietfläche.

Die Miete ist hinsichtlich der Finanzierungskosten
indikativ, da mit den Banken erst nach erfolgtem
Bürgerschaftsbeschluss ein fester Zinssatz ver-
einbart werden soll. Bis zur Quotierung eines
festen Finanzierungsangebotes besteht daher ein

Zinsänderungsrisiko. Es ist eine Sensitivitätsana-

lyse mit einer Schwankungsbreite von +- 40 Ba-

sispunkten vom mittleren, der Miete zugrunde lie-

genden Zinssatz von 3,32 % durchgeführt wor-

den. Im Worst Case, also bei einem Zinssatz von

3,72 % bei Vertragsabschluss, erhöht sich die

Miete nach dieser Analyse um ca. 0,89 Euro pro

Quadratmeter auf 20,50 Euro pro Monat pro Qua-

dratmeter Mietfläche. Im Best Case reduziert sich

der Mietpreis auf 18,74 Euro.

Im Rahmen der Miete übernimmt die KG die In-
standhaltung für 0,68 Mio. Euro jährlich. Auf den
Quadratmeter Mietfläche entfallen daher je Monat
4,55 Euro. Für die Verwaltungsleistungen berech-
net sie 0,06 Mio. Euro p.a., die Kosten der Gesell-
schaft werden auf 0,10 Mio. Euro p.a. geschätzt.
Insgesamt errechnen sich für die Leistungen
während der Betriebsphase monatlich pro Qua-
dratmeter Mietfläche 5,60 Euro. Dieser Betrag
stellt eine erste Kalkulation dar, die insbesondere
anhand einer bauteilbezogenen Untersuchung
und der Klärung der Schnittstellenthematik zwi-
schen Vermieter und Mieter zu prüfen und der Be-
trag dementsprechend anzupassen sein wird. 

Die weiteren betrieblichen Leistungen liegen im
Verantwortungsbereich der Mieterin. Die Kosten
hierfür betragen einschließlich der Medienkosten
rund 1,13 Mio. Euro jährlich7). Dies entspricht mo-
natlichen Kosten von 7,55 Euro pro Quadratmeter
Mietfläche.

Die Kreditaufnahme soll über eine 100 %-ige
Bürgschaft der Freien und Hansestadt Hamburg
besichert (siehe Ziff. 5.2.1). Auf Bürgschaftsge-
bühren kann dann verzichtet werden. Dabei wird
EU-Beihilfekonformität unterstellt, die sich derzeit
in der Überprüfung befindet (vgl. Ziffer 5.2.1). So-
weit die Beachtung des EU-Beihilferechts zu
einer geringeren Verbürgung von 80 % der Kredit-
summe zwingen sollte, erhöhte sich die Miete auf

Grund des höheren Kreditzinses auf 3,01 Mio.
Euro p.a. bzw. 20,09 Euro pro Quadratmeter Miet-
fläche zzgl. einer mit zunehmender Tilgung fal-
lenden Bürgschaftsgebühr, die im ersten Jahr
0,37 Mio. Euro bzw. monatlich 2,47 Euro pro Qua-
dratmeter betrüge.

5.2 Auswirkungen auf den Haushalt

Einige Kostenpositionen – steuerrechtliche Prü-
fung der gesellschaftsrechtlichen Umsetzung,
bilanzielle Auswirkungen der Grundstücksüber-
tragung (siehe Ziff. 4.2), Zwischenfinanzierung
(siehe Ziff. 5.1.1), Abrechnung GMP (siehe
Ziff. 5.1.2), langfristige Finanzierungskosten, In-
standhaltungskosten (siehe Ziff. 5.1.3), Bürg-
schaftshöhe und Anfall von Bürgschaftsgebühren
– können zum jetzigen Zeitpunkt noch nicht end-
gültig kalkuliert werden. Der Senat wird der Bür-
gerschaft zu gegebener Zeit über die tatsächlich
anfallenden Kosten berichten. 

5.2.1 Erhöhung des Bürgschaftsrahmens für die
GmbH & Co. KG 

Bürgerschaft der Freien und Hansestadt Hamburg – 20. WahlperiodeDrucksache 20/11995

7) Die Summe setzt sich zusammen aus 0,36 Mio. Euro für gebäu-
debetriebliche Leistungen (Reinigung, Ver- und Entsorgung, Ob-
jektschutz, etc.) und 0,77 Mio. Euro für Medien (Heizung, Strom,
Wasser, Abwasser, Müll). Die Ermittlung der Kosten erfolgte auf
Basis der Kostenschätzrichtlinien der Finanzbehörde.

Tabelle 2: Miete

Miete und Betriebskosten Mio. Euro p.a. Euro p.m/m² 

Zins- und Tilgungszahlungen 2,10 14,01 

Instandhaltung, Verwaltung, Kosten KG 0,84   5,60 

Miete 2,94 19,61 

UHH (Gebäudebetrieb, Medien) 1,13   7,55 
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Vorgesehen ist die Verwirklichung des Vorhabens
durch die KG als Vermieterin. Um dieser eine
möglichst günstige Kreditaufnahme zu ermögli-
chen, ist die Übernahme von Sicherheitsleistun-
gen erforderlich. Hinsichtlich der EU-konformen
Höhe der Besicherung ist maßgeblich, ob die KG
hierbei unter das EU-rechtliche Verbot staatlicher
Beihilfen fällt. Diese Frage bedarf noch der
Klärung, wobei eine bedeutsame Rolle der bei der
EU-Kommission beantragten Stellungnahme zur
Finanzierung der CCH-Revitalisierung in einem
Vergleichsmodell zufällt. Wird eine Anwendbar-
keit des EU-rechtlichen Beihilfeverbots verneint,
wäre eine 100 %ige Verbürgung möglich, ansons-
ten sind bereits 80 % von der EU-Kommission als
beihilferechtlich zulässig anerkannt worden. Aus-
gehend von einer Kreditaufnahme bis zu 46,2
Mio. Euro (siehe Tabelle 1, Kredithöhe), wird eine
entsprechende Ermächtigung zur Übernahme
von Sicherheitsleistungen in Artikel 5 Nr. 3b des
Haushaltsbeschlusses 2013/2014 für 2014 bean-
tragt (Petitum Nr. 1).

5.2.2 Einmalige Auswirkungen

Ersteinrichtungskosten (einschließlich Groß-
geräte)

Der Hamburger Anteil an den Einrichtungskosten
in Höhe von 8,46 Mio. Euro soll in vollem Umfang
2016 im Haushaltsplan 2015/2016 ermächtigt wer-
den. Hinzu kommen die im Rahmen der For-
schungsförderung vom Bund zugesagten Mittel
für Ersteinrichtung einschließlich Großgeräte in
Höhe von 4,11 Mio. Euro.

5.2.3 Laufende Auswirkungen

Mietzuführung und Bewirtschaftungskosten der
UHH

Die von der BWF an die UHH zu zahlende Miet-
zuführung beträgt nach derzeitigem Berech-
nungsstand (siehe Ziff. 5.1.2 und 5.1.3) 2,94 Mio.
Euro p.a. Die jährliche, bei der UHH verbleibende
Zuführung für die Bewirtschaftung beträgt 1,13
Mio. Euro. Die erforderlichen Mittel werden im
Einzelplan 3.2. in der Produktgruppe 246.03 Bau
und Investitionsplanung des Aufgabenbereichs
Steuerung und Service ab 2017 in Höhe von jähr-
lich 4,07 Mio. Euro berücksichtigt und im Wirt-
schaftsplan der UHH als Einnahmen ausgewie-
sen. Für 2016 werden entsprechend Mittel in
Höhe von 2,04 Mio. Euro zur Verfügung gestellt
werden. Die konsumtive Zuführung mindert als
Aufwand jeweils im Jahr der Zuschussgewährung
über die Ergebnisrechnung das Eigenkapital der
Freien und Hansestadt Hamburg.

5.2.4 Anlagevermögen und Abschreibungen

Es ergeben sich folgende Auswirkungen auf die
Vermögenslage der Freien und Hansestadt Ham-
burg:

Ersteinrichtungskosten

Der Hamburger Anteil an den Mitteln für die Erst-
einrichtung wird der UHH als Investitionskosten-
zuführung in 2016 in Höhe von 8,46 Mio. Euro zur
Verfügung gestellt. Die Rechte aus der Zuführung
sind als immaterieller Vermögensgegenstand zu
aktivieren und erhöhen damit das Anlagevermö-
gen der Freien und Hansestadt Hamburg. Sie
sind über eine Nutzungsdauer von sieben Jahren
abzuschreiben. Geplant ist eine Aktivierung zur
Jahresmitte, sodass in 2016 Abschreibungen in
Höhe von 0,60 Mio. Euro und ab 2017 Abschrei-
bungen in Höhe von 1,21 Mio. Euro entstehen.
Die jährlichen Abschreibungen mindern über die
Ergebnisrechnung das Eigenkapital der Freien
und Hansestadt Hamburg, sie sind im Haushalt
der BWF berücksichtigt.

Grundstück, Planungsleistungen

Der Vorgang der Einbringung des Grundstücks
und der Planungsleistungen in die KG durch die
Stadt stellt aus bilanzieller Sicht einen Aktiv-
tausch dar. Das in den Aktiva der Bilanz enthal-
tene Anlagevermögen (Grundstück und Pla-
nungsleistungen) wird eingetauscht gegen eine
ebenfalls dort aufgeführte Finanzanlage, welche
den durch die Einbringung geschaffenen Beteili-
gungswert an der Gesellschaft (KG) abbildet. Es
finden keine liquiditätswirksamen Vorgänge statt.
Für den Empfänger des Anlagevermögens ist
daher zu berücksichtigen, dass keine Kassenmit-
tel in diesem Zusammenhang zur Verfügung ge-
stellt werden können. Sofern eine (vorgeschrie-
bene und daher erforderliche) Bewertung des
Grundstückes bei Einbringung genau dem bisher
im Anlagevermögen gezeigten Buchwert der An-
lage entspricht, entstehen daraus keine Auswir-
kungen auf das laufende Ergebnis der Behörde.
Das Eigenkapital der Stadt wird nicht verändert.

Investitionskostenzuführung an die KG 

Die aus der Investitionskostenzuführung an die
KG in Höhe von 17,26 Mio. Euro aus Bundesmit-
teln resultierenden Rechte sind im Jahr der Fer-
tigstellung und Übergabe des Mietobjektes an
den Nutzer als immaterieller Vermögensgegen-
stand zu aktivieren und erhöhen damit das Anla-
gevermögen. Die Abschreibungsdauer ergibt sich
aus der Laufzeit des Nutzungsrechts. Das Nut-
zungsrecht entsteht im Zeitpunkt des Mietver-
tragsabschlusses und besteht während der Min-
destmietdauer (20 Jahre). Die jährlichen Ab-

Bürgerschaft der Freien und Hansestadt Hamburg – 20. Wahlperiode Drucksache 20/11995
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schreibungen in Höhe von 0,86 Mio. Euro min-
dern über die Ergebnisrechnung das Eigenkapital
der Freien und Hansestadt Hamburg. 

Die Jahresraten des Bundeszuschusses werden
auf der Passivseite der Bilanz ab der Aktivierung
des immateriellen Vermögensgegenstandes als
Sonderposten ausgewiesen. In der Anlagenbuch-
haltung wird der erhaltene Zuschuss den daraus
finanzierten Vermögensgegenständen zugeord-
net. Der Sonderposten ist daher über die Laufzeit
des Nutzungsrechts ertragswirksam aufzulösen.
Die jährlichen Erträge in Höhe von 0,72 Mio. Euro
erhöhen über die Ergebnisrechnung das Eigen-
kapital der Freien und Hansestadt Hamburg. 

Die Differenz zwischen den entstehenden Ab-
schreibungen auf die Investitionskostenzufüh-
rung an die KG und den Erträgen aus der Auf-
lösung des Sonderpostens in Höhe von 0,14 Mio.
Euro, der diesen Zuführungen in der Anlagen-
buchhaltung zugeordnet ist, wird aus bereits
ermächtigten Abschreibungen des Einzelplans
3.2 gedeckt.

Investitionskostenzuführung an die UHH

Für die an die UHH aus Bundesmitteln gezahlte
Investitionskostenzuführung in Höhe von 4,11
Mio. Euro ist der Sonderposten über eine Nut-
zungsdauer von sieben Jahren ertragswirksam
aufzulösen. Bei einer Aktivierung der Investitions-
kostenzuführung und einer zeitlich analogen Bil-
dung des Sonderpostens zur Jahresmitte er-
höhen die jährlichen Erträge in Höhe von 0,29
Mio. Euro in 2016 und in Höhe von 0,58 Mio. Euro
ab 2017 über die Ergebnisrechnung das Eigenka-
pital der Freien und Hansestadt Hamburg.

Die aus Bundesmitteln finanzierte Investitionszu-
führung in Höhe von 4,11 Mio. Euro an die UHH ist
über eine Bindungszeit von sieben Jahren abzu-
schreiben. Geplant ist eine Aktivierung zur Jah-
resmitte, sodass in 2016 Abschreibungen in Höhe
von 0,29 Mio. Euro und ab 2017 Abschreibungen
in Höhe von 0,58 Mio. Euro entstehen. Die jähr-
lichen Abschreibungen mindern über die Ergeb-
nisrechnung das Eigenkapital der Freien und
Hansestadt Hamburg, sie sind im Haushalt der
BWF berücksichtigt.

5.3 Auswirkungen auf die Vermögenslage der Freien
und Hansestadt Hamburg

Beteiligungswerte abgebildet durch die Komman-
ditgesellschaft

Die künftige Ergebnissituation der zu gründenden
KG nach Fertigstellung der Baumaßnahme und
Inbetriebnahme wird hauptsächlich von nachfol-
genden Faktoren beeinflusst: 

– Die Mieterin zahlt auf Basis eines langfristigen
Mietvertrages eine monatlich gleichbleibende
Miete. Damit wird jederzeit ein Ausgleich der
zahlungswirksamen Geschäftsvorfälle der Im-
mobilienfinanzierung (insbesondere Bedie-
nung des aufzunehmenden Annuitätendarle-
hens) sichergestellt.

– Auf Grund des aufgenommenen Fremdkapitals
zur Finanzierung der Immobilie ist die Annuität
(der Betrag aus Zinsen und Tilgung) regel-
mäßig an den Kreditgeber zu zahlen. Dieser
Betrag ändert sich während der Kreditlaufzeit
nicht. Für die KG bietet die feste Annuität eine
konstante und stetige Kalkulationsgrundlage
zur Bestimmung der gleichbleibenden Miet-
rate. Im Rahmen der Rechnungslegung wird
der Zinsaufwand ergebniswirksam in der Ge-
winn- und Verlustrechnung ausgewiesen, die
Tilgung hingegen reduziert in der Bilanz den
Bestand der Verbindlichkeiten gegenüber
Fremdkapitalgebern. Zu Beginn des Finanzie-
rungszeitraumes ist der Zinsanteil sehr hoch
und die Tilgungsraten noch anteilig gering. In-
folge der jährlich ständig fortschreitenden und
stetig anwachsenden Tilgungsanteile werden
die ergebniswirksamen Zinsanteile immer ge-
ringer.

– Über die angenommene Nutzungsdauer der
Immobilie von 50 Jahren erfolgt eine lineare
Abschreibung, die monatlich gleichbleibende
Aufwendungen aus dem Werteverzehr des
Anlagegutes in der Ergebnisrechnung auslöst. 

Über die gesamte Laufzeit des Lebenszyklus der
Immobilie wird ein angemessener kalkulatori-
scher Überschuss – auch zur Risikobegrenzung –
eingepreist. Da in den ersten Jahren des Lebens-
zyklus der Immobilie die ergebniswirksamen Kos-
tenbestandteile Zinsen und Abschreibungen über
den konstanten Mieteinnahmen liegen, laufen in
den ersten ca. 17 Jahren fortlaufend Fehlbeträge
aus der Geschäftstätigkeit der KG bis zu einer
kumulierten Größe von rund 4.129 Tsd. Euro auf,
die das Eigenkapital der KG entsprechend konti-
nuierlich reduzieren. 

Ab dem 18. Jahr werden auf Grund des Finanzie-
rungsmodells im Gegenzug ständig steigende
Überschüsse in der Ergebnisrechnung entstehen
und das Eigenkapital sukzessive wiederherstel-
len. Der sog. Break-even-point (kompletter Aus-
gleich aller aufgelaufenen Anlaufverluste) wird
voraussichtlich nach etwa 33 Jahren Geschäfts-
tätigkeit der KG erreicht werden.

Damit die Gesellschaft in den ersten 17 Jahren
der Geschäftstätigkeit angesichts der anfallenden
ergebniswirksamen Fehlbeträge nicht in die Ge-
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fahr der bilanziellen Überschuldung gerät, wird im
Rahmen der Transaktion Grundvermögen in die
KG eingebracht, dass derzeit mit einem Buchwert
von 1.490 Tsd. Euro dem Verwaltungsvermögen
der BWF zugeordnet ist. Neben dem eingebrach-
ten Vermögenswert des Grundvermögens werden
zusätzlich bereits von der BWF erbrachte Pla-
nungsleistungen in Höhe von 3.414 Tsd. Euro in
die KG eingebracht und mit der Immobilie schließ-
lich über 50 Jahre abgeschrieben. Die beiden Ein-
bringungen sind gemäß der Zeitreihe (Anlage 2)
ausreichend, um eine bilanzielle Überschuldung
der KG zu verhindern. 

Für künftige Konzern- und Einzelabschlüsse der
Stadt ist zu berücksichtigen, dass die auflaufen-
den Bilanzverluste der KG das Eigenkapital der
Gesellschaft reduzieren werden. Da mit der Ein-
bringung des Grundstückes und der Planungs-
leistungen der Gegenwert als Finanzanlage mit
den Gesellschaftsrechten an der KG bei der Stadt
bilanziert werden wird, sind Reduzierungen des
Gesellschaftswertes spiegelbildlich auch durch

die Teilabschreibung von Werten der Finanz-
anlage bei der Stadt in dem relevanten Einzelplan
als Aufwendungen (nicht finanzwirksam) einzu-
planen.

6. Petitum 

Der Senat beantragt, die Bürgerschaft wolle 

– in Artikel 5 des Haushaltsbeschlusses für das
Haushaltsjahr 2013/2014 folgende Nummer 3b
anfügen: „3b. Der Senat wird ermächtigt,
Sicherheitsleistungen zur Erleichterung und
Absicherung der Kreditaufnahme zugunsten
einer für Finanzierungs- und Vermietungs-
zwecke des Neubaus CHYN gegründeten
GmbH & Co. KG im Haushaltsjahr 2014 bis zur
Höhe von 46,13 Mio. Euro zu übernehmen.“ 

– der Errichtung des Neubaus für das CHYN und
den in der Drucksache dargestellten finanziel-
len Folgen im Rahmen des Mieter-Vermieter-
Modells zustimmen.

7. Anlagen
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Anlage 1

Kostendarstellung gem. Drucksache 20/6208 Kostenstabiles Bauen

CHYN   Kostenermittlungsstufe (Kosten einschl. MwSt.) 

Kosten-
bestandteile 

Kosten-
rahmen

Kosten-
schätzung

Kosten-
berechnung

Kosten-
anschlag 

Kosten-
feststellung

Kosten-
definition 

          

in Mio. 
Euro

in Mio. 
Euro

in Mio. 
 Euro 

in Mio. 
Euro

in Mio. 
Euro

G
es

am
tk

os
te

n 

G
es

am
tb

au
ko

st
en

 

B
au

ko
st

en
 

Basiskosten:     41,02     

Ansatz für 
Kostenvarianz:

    
4,99

    

Preis-
steigerungen: 

    
2,54

    

  Baunebenkosten: 
(Planungskosten) 

    
12,44

Gesamtbaukosten 

60,99
(Summe Baukosten + 
Baunebenkosten): 

  Grunderwerbs-
kosten: 

    –    

Einrichtungs-
kosten: 

    12,60   

  Besondere  
Kostenrisiken: 

    3,98   

Summe 77,57



14

Bürgerschaft der Freien und Hansestadt Hamburg – 20. WahlperiodeDrucksache 20/11995

 (W
er

te
 in

 T
sd

. E
ur

o)
 

Gr
ün

du
ng

 
Ja

hr
 1

 
Ja

hr
 5

 
Ja

hr
 1

0 
Ja

hr
 1

5 
Ja

hr
 2

0 
Ja

hr
 2

5 
Ja

hr
 3

0 
Ja

hr
 3

5 
Ja

hr
 4

0 

ku
m

ul
at

iv
es

 B
ila

nz
er

ge
bn

is
 (Ü

be
rs

ch
us

s /
 F

eh
lb

et
ra

g)
 

-4
22

,2
-1

.9
16

,0
-3

.2
92

,8
 

-4
.0

34
,8

-4
.0

29
,4

-3
.1

44
,0

-1
.2

22
,5

1.
91

8,
8 

6.
49

6,
5 

  -
 d

av
on

 A
bs

ch
re

ib
un

ge
n 

au
f e

in
ge

br
ac

ht
e 

Pl
an

un
gs

le
ist

un
ge

n 
0,

0
0,

0
0,

0 
22

.3
56

,0
29

.8
08

,0
37

.2
60

,0
44

.7
12

,0
52

.1
64

,0
 

59
.6

16
,0

 

Ei
ge

nk
ap

ita
l d

er
 G

es
el

ls
ch

af
t  

4.
95

4,
4

4.
95

4,
4

4.
95

4,
4

4.
95

4,
4 

4.
95

4,
4

4.
95

4,
4

4.
95

4,
4

4.
95

4,
4

4.
95

4,
4 

4.
95

4,
4 

   
- d

av
on

 S
ta

m
m

ka
pi

ta
l 

50
,0

50
,0

50
,0

50
,0

 
50

,0
50

,0
50

,0
50

,0
50

,0
 

50
,0

 

   
- d

av
on

 K
ap

ita
lrü

ck
la

ge
 a

us
 G

ru
nd

st
üc

ks
ei

nb
rin

gu
ng

 
1.

49
0,

4
1.

49
0,

4
1.

49
0,

4
1.

49
0,

4 
1.

49
0,

4
1.

49
0,

4
1.

49
0,

4
1.

49
0,

4
1.

49
0,

4 
1.

49
0,

4 
   

- d
av

on
 K

ap
ita

lrü
ck

la
ge

 a
us

 E
in

br
in

gu
ng

 P
la

nu
ng

s-
lst

g.
 

3.
41

4,
0

3.
41

4,
0

3.
41

4,
0

3.
41

4,
0 

3.
41

4,
0

3.
41

4,
0

3.
41

4,
0

3.
41

4,
0

3.
41

4,
0 

3.
41

4,
0 

Ei
ge

nk
ap

ita
l n

ac
h 

Er
ge

bn
isv

er
re

ch
nu

ng
 

4.
95

4,
4

4.
53

2,
2

3.
03

8,
4

1.
66

1,
6

91
9,

6
92

5,
0

1.
81

0,
4

3.
73

1,
9

6.
87

3,
2

11
.4

50
,9

W
en

de
pu

nk
t 

br
ea

k-
ev

en
- 

w
ird

 im
 Ja

hr
 1

7 
po

in
t w

ird
 

er
re

ic
ht

 
im

 Ja
hr

 3
3

m
it 

ne
ga

tiv
em

 E
rg

eb
ni

s 
er

re
ic

ht
 

vo
n

- 4
.1

29
,3

 T
sd

. E
ur

o
In

an
sp

ru
ch

na
hm

e 
EK

 
bi

s a
uf

 8
25

,1
 T

sd
. E

ur
o 

Re
st

be
tr

ag
 

Gestaltung und Layout: Lütcke & Wulff, Rondenbarg 8, 22525 Hamburg, Tel. (0 40) 23 51 29-0

Anlage 2

Ergebnisauswirkungen
für die KG aus dem CHYN-Projekt


